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möglichst genau und spezifisch festlegt, was 
unter Zwang zu verstehen ist. Den Richtern 
und Strafverfolgungsbehörden würde so mit 
einer Rechtspraxis, die sich erst entwickeln 
müsste, ein Instrument im Kampf gegen dieses 
Phänomen zur Verfügung gestellt. Zu diesem 
Schluss kommt auch eine rechtssoziologische 
Studie, an der der Autor beteiligt war. 
Broschüren reichen nicht aus
Trotz dieser Erkenntnisse sträuben sich Poli­
tiker immer noch, wenn es darum geht, die 
Opfer von Zwangsehen mit strafrechtlichen 
Mitteln zu schützen. Bundesrätin Eveline 
Widmer­Schlumpf hält den hängigen Gesetze­
sentwurf gegen Zwangsheiraten mit zahllosen 
Konsultationen, Vorberichten und Vernehm­
lassungen seit mehreren Jahren auf. Für diesen 
Herbst will das EJPD ein Papier präsentieren, 
in dem die bisherigen Erkenntnisse «zusam­
mengefasst» werden sollen.
Das Thema steht offenkundig nicht auf 
der Prioritätenliste unserer Justizministerin. 
Menschenrechtsorganisationen, die auf eine 
schnellere Behandlung des Themas durch die 
Regierung pochten, signalisierte man diskret, 
schliesslich habe man auch noch anderes zu 
tun. Das erinnert in fataler Weise an die Dis­
kussion um die Strafbarkeit der Vergewalti­
gung in der Ehe, als Politiker jahrzehntelang 
auch keinen Handlungsbedarf sahen.
Heute sind sich immerhin theoretisch alle 
einig, dass in dieser Sache etwas passieren 
muss. Die Vorschläge von Corine Mauch sind 
nun aber völlig mutlos. Zwar wird richtiger­
weise verlangt, dass die Prävention an den 
Schulen verstärkt, städtisches Fachpersonal 
geschult und eine Broschüre mit «Informatio­
nen zum Thema» gedruckt werden soll. Das 
schadet sicher nicht, doch es braucht ein klares 
Zeichen, das jeder versteht: Eltern, die ihre 
Kinder zu einer Ehe zwingen, müssen wissen, 
dass sie ein Verbrechen begehen und dass 
 ihnen drakonische Strafen blühen. Die aus der 
Studie gezogenen politischen Schlussfolge­
rungen muten an, als wären sie von einer fa­
talen Skepsis gegenüber dem Justizsystem 
und der Polizeiarbeit geprägt.
Grundlage, die zwar sicher nicht alle Fälle er­
fasst, aber doch Anhaltspunkte bieten würde: 
Fälle von Zwangsehen würden automatisch 
erfasst, seien es Anzeigen oder Verurteilungen. 
Nur schon deshalb wäre ein spezifischer 
Zwangsheirats­Artikel zu begrüssen. Dass 
Mauch und die zwei Autorinnen der Studie 
 einen solchen ablehnen, ist unter dem wissen­
schaftlichen Blickwinkel umso bedauerlicher.
Ärgerlich ist nun die Tatsache, dass gewisse 
Politiker das Fehlen von gesicherten Ziffern 
als Argument vorschützen, um gegen die Ein­
führung eines Straftatbestandes zu kämpfen. 
Der argumentative Zirkelschluss ist eklatant: 
Weil es keine Statistik gibt, muss man nicht ge­
setzgeberisch aktiv werden – doch es gibt kei­
ne Statistik, weil eine Erfassung erst mit einem 
spezifischen Strafartikel möglich wäre. 
Anlässlich der Präsentation der Studie wur­
de betont, dass der Übergang zwischen (er­
laubten) arrangierten Ehen und Zwangssitua­
tionen fliessend sei. So geht man dem Kern des 
Problems aus dem Weg: Wenn man nicht zu­
mindest den Versuch unternimmt, eine Gren­
ze zum Zwang scharf zu definieren, wird das 
Phänomen immer im Nebulösen bleiben. Um­
so dringlicher wäre ein Gesetzesartikel, der 
In Fachkreisen hat man lange darauf gewar­tet, kürzlich hat die Zürcher Stadtpräsiden­
tin Corine Mauch persönlich der Öffentlich­
keit eine Studie über Zwangsehen vorgestellt: 
Sozialarbeiter, Erzieher und weitere Experten 
wurden von zwei Wissenschaftlerinnen im 
Auftrag der Stadt Zürich interviewt. Es inter­
essiert die Frage, ob Fälle von Jugendlichen be­
kannt sind, die unter Einfluss von Drohungen, 
Gewalt und psychischem Terror einen ihnen 
unerwünschten Partner heiraten mussten.
Die 35 Unterredungen, die mit Fachpersonen 
geführt wurden, geben die Sicht von «Spezia­
listen» wieder. Genaue Zahlen zur Häufigkeit 
des Phänomens werden keine geliefert, die 
 Autorinnen sind sich hier der Grenzen der 
 Studie bewusst: Es wird erst gar nicht versucht, 
die Fälle von Zwangsheirat statistisch exakt zu 
erheben. Trotzdem wird festgestellt, dass fast 
jeder der Befragten mit Fällen von Zwangsehen 
konfrontiert worden ist. Besonders betroffen 
sind Jugendliche aus der Türkei, aus Sri Lanka 
und dem Kosovo. 
Wir stehen also vor einem realen Phänomen, 
auch wenn sich dieses nicht einfach in Zahlen 
fassen lässt. Die Gründe für erzwungene Ehen 
sind vielfältig: finanzielle Interessen der Eltern 
bzw. der Verwandtschaft, religiöser Fanatis­
mus oder rückständige Traditionen. Für viele 
Betroffene – meist junge Frauen der zweiten 
Migrantengeneration – beginnt mit der Heirat 
erst der schlimmste Teil ihres Martyriums: 
 sexuelle Nötigung, häusliche Gewalt und ge­
sellschaftliche Gettoisierung.
Dass man über die Häufigkeit der Zwangs­
ehen in der Schweiz so wenig weiss, ist kein 
Zufall. Die Erhebung des Zahlenmaterials ist 
schwierig, zumal keine strafrechtliche Statis­
tik über die Fälle geführt wird. Nach gelten­
dem Recht laufen Zwangsehen unter dem 
 Tatbestand der Nötigung. Damit ist eine sta­
tistische Erfassung der Fälle praktisch unmög­
lich. Also bleibt dem Sozialwissenschaftler nur 
die Möglichkeit, in langwierigen Interviews 
mit Richtern, Staatsanwälten und Sozialarbei­
tern zu fragen, an wie viele Fälle sie sich per­
sönlich erinnern können. Eine solche Studie 
würde sehr viel Geld kosten – die Stadt Zürich 
hat sich hier bewusst für eine billigere Variante 
entschieden.
Gäbe es einen eigenen Straftatbestand der 
Zwangsheirat, hätten wir eine statistische 
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Mit einem Bericht über Zwangsheiraten lanciert  
die Zürcher Stadtpräsidentin Corine Mauch eine 
 überfällige Debatte. Um das Phänomen zu bekämpfen, 
braucht es neue Gesetze und spürbare Strafen. 
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